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 COVID-19 – Newsletter 25 
29.04.2020 

 

Im Zentrum der derzeitigen Bemühungen der Städte und Gemeinden stehen derzeit drei Handlungsfelder:  

 

- Aufrechterhaltung der notwendigen Infrastruktur 

- Sicherstellung der internen Serviceleistungen  

- Situationsadäquates Angebot an KundInnen-Service für die Bevölkerung 

 

Die zentrale Bedeutung, die Städten und Gemeinden sowie kommunalen Institutionen im Zuge der Ausbreitung des 

sogenannten Corona-Virus zukommt, wurde auch von der Bundesregierung betont. Dennoch wurden auch Dienststellen 

des Öffentlichen Sektors seitens der Bundesregierung dazu aufgefordert – soweit dies möglich ist –MitarbeiterInnen zur 

Telearbeit anzuweisen. Dies wird auch der Österreichische Städtebund bis Ende des Monats April so handhaben. Alle 

ReferentInnen des Österreichischen Städtebundes werden jedoch auch während dieses Zeitraums per E-Mail sowie 

telefonisch, in gewohnter Weise, erreichbar sein.  

 

Der folgende Newsletter soll über derzeitige Entwicklungen und Problemlagen informieren sowie Maßnahmen, die 

bereits von einzelnen Städten und Gemeinden sowie kommunalen Institutionen und Unternehmen gesetzt wurden, 

sammeln und aufzeigen. 

 

Alle bisherigen Ausgaben des „COVID-19 Newsletters“ können Sie unter folgendem Link nachlesen: 

https://www.staedtebund.gv.at/services/aktuelles/?no_cache=1   

 

 

In der heutigen Ausgabe des „COVID-19 Newsletters“ finden Sie eine Übersicht zu den im Nationalrat beschlossenen 

COVID-19-Gesetzen. Eine Analyse aus kommunaler Sicht folgt in einer morgigen Sonderausgabe des Newsletters. 
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Aktuelle Ereignisse und Problemlagen 
 

1. Aktuelle Gesetzesbeschlüsse  

 

Folgende Bundesgesetzblätter wurden am 27. April 2020 herausgegeben: 

 

BGBl. II Nr. 180/2020 

Änderung der Verordnung, mit der zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 besondere Vorkehrungen in 

Strafsachen getroffen werden 

 

BGBl. II Nr. 181/2020 

FMA-Fristenverlängerungsverordnung 2020 (FMA-FriVerV 2020) und Änderung der FMA-Kostenverordnung 2016 

(FMA-KVO 2016) 

 

2. Aktuelle Beschlüsse des Nationalrates 

 

a) 6. COVID-19-Gesetz: Anpassungen bei Notstandshilfe, Altersteilzeit, Familienbeihilfe  

Dem vorgelegten Entwurf zufolge soll nun die Höhe der für die Monate Mai bis September gebührenden Notstandshilfe 

auf das Ausmaß des Arbeitslosengeldes erhöht werden. Ebenso soll ein sonst auf die Notstandshilfe anzurechnendes 

eigenes Einkommen bei der Berechnung des Leistungsanspruchs für die Monate Mai bis September 2020 nicht 

leistungsmindernd wirken. Gleichfalls erstreckt wird der Berufs- und Entgeltschutz. Ziel ist es dabei, gerade im März 

2020 arbeitslos gewordene Personen vor einer Reduktion des Arbeitslosengeldes durch das Abrutschen in die 

Notstandshilfe zu bewahren. Per gemeinsamen Abänderungsantrag von ÖVP, SPÖ und Grünen im Plenum soll die 

erhöhte Notstandshilfe außerdem nicht erst wie ursprünglich vorgesehen ab Mai, sondern bereits 

rückwirkend ab 16. März gelten. Für den Fall, dass die durch die COVID 19-Krise verursachten Probleme im 

betreffenden Zeitraum auf dem Arbeitsmarkt weiterhin bestehen, soll zudem die gesetzlich festgelegte höhere Leistung 

aus der Arbeitslosenversicherung durch Verordnung um bis zu drei Monate über September hinaus verlängert werden 

können, so der Antrag, der im Plenum mehrheitlich beschlossen wurde. 

 

Was die Altersteilzeit betrifft, konnten nach der bisherigen Formulierung Personen, die während der bestehenden 

Krise gekündigt werden, ihre Altersteilzeit danach entsprechend der ursprünglichen Vereinbarung wiederum fortsetzen. 

Nicht erfasst waren damit aber jene Personen, die während der Krise ihre volle Normalarbeitszeit verrichten - 

insbesondere die Beschäftigten in systemrelevanten Bereichen wie im Gesundheits- und Pflegebereich. Diese sollen nun 

genauso nach Ende der Krise wieder in das jeweilige Altersteilzeitmodell zurückkehren können. Für die Blockzeitvariante 

soll die verpflichtende Ersatzkrafteinstellung für den Zeitraum 15. März bis 30. September 2020 ausgesetzt werden. 

Mit dem vom Nationalrat beschlossenen Entwurf sollen zudem auch Nachteile bei der Gewährung der 

Familienbeihilfe kompensiert werden, wenn eine Berufsausbildung (z.B. ein Studium) beeinträchtigt wird, und 

dadurch die Berufsausbildung nicht innerhalb der für den Familienbeihilfenbezug maßgeblichen Dauer oder innerhalb 

der derzeitigen Altersgrenzen absolviert werden kann. Familienbeihilfe soll somit auch für jene Zeiten gewährt werden, 

in denen der Studienbetrieb aufgrund von COVID-19 beeinträchtigt war. Konkret sieht der Antrag eine Verlängerung des 

Anspruchs auf Familienbeihilfe im Fall einer allgemeinen Berufsausbildung um maximal sechs Monate und im Fall eines 

Studiums um ein Semester bzw. ein Studienjahr vor. 

 

Der Antrag enthält auch Bestimmungen zugunsten von selbstständig Erwerbstätigen (EPU), die aufgrund der 

Corona-Krise ihre Erwerbstätigkeit eingestellt und sich arbeitslos gemeldet haben. Diese Personen werden bei 

Wiederaufnahme ihrer Erwerbstätigkeit nach dem Ende der COVID-19-Maßnahmen in der Pensionsversicherung nach 

dem GSVG bei Unterbrechungen bis 18 Monate durchversichert, sodass im Nachhinein ein Ausschlussgrund für den 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/180/20200427?ResultFunctionToken=bef5ab46-a4a4-4f00-9d5c-7e21d9c604fd&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=27.04.2020&BisDatum=28.04.2020&ImRisSeitVonDatum=27.04.2020&ImRisSeitBisDatum=28.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/181/20200427?ResultFunctionToken=bef5ab46-a4a4-4f00-9d5c-7e21d9c604fd&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=27.04.2020&BisDatum=28.04.2020&ImRisSeitVonDatum=27.04.2020&ImRisSeitBisDatum=28.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
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Bezug von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz zum Tragen kommt. Nun soll für die Zeit der 

Einschränkung der Erwerbstätigkeit infolge der Corona-Krise von Rückforderungen der erhaltenen Leistungen Abstand 

genommen werden.  

 

Darüber hinaus wurde mit einem in der Sitzung eingebrachtem ÖVP-Grüne-Abänderungsantrag mehrheitlich 

beschlossen, weitere Maßnahmen – etwa in Form von 50 € pro Kind und Monat für maximal drei Monate - für 

einkommensschwache Familien mit Arbeitslosenbezügen zu setzen. Für die restlichen Teile des Gesetzes sprachen sich 

die Abgeordneten einstimmig aus, das Gesamtpaket samt Abänderungen erhielt die Mehrheit im Nationalratsplenum. 

 

b) 7. COVID-19-Gesetz: Adaptierung des BFA-Verfahrensgesetzes und des Asylgesetzes  

Das 7. COVID-19-Gesetz sieht Adaptierungen im BFA-Verfahrensgesetz sowie im Asylgesetz vor. So sollen unbegleitete 

minderjährige AsylwerberInnen künftig nicht nur mehr in eine Erstaufnahmestelle, sondern auch in eine 

Regionaldirektion verbracht werden können. Die Zuständigkeit von RechtsberaterInnen soll das Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl im Sinne größtmöglicher Flexibilität für die Dauer der COVID-Maßnahmen auch für 

Regionaldirektionen und Außenstellen festlegen können. Anträge auf Verlängerung des Aufenthaltstitels 

"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" sollen bis Ende 2020 postalisch oder auf elektronischem Wege bei der 

Behörde eingebracht werden können. 

 

c) 8. COVID-19-Gesetz: Möglichkeit der Einvernahme durch Video wird erweitert, auch 

nicht dringende Verhandlungen wieder erlaubt  

Mit dem 8. COVID-19-Gesetz sollen die derzeit geltenden Einschränkungen in Gerichtsverfahren gelockert werden. Die 

Novelle zum 1. COVID-19-Maßnahmengesetz regelt vor allem den Einsatz von Videotechnologie auch bei Zivilprozessen. 

Die Einvernahme per Videotechnologie soll demnach auch auf die Zeugen, Sachverständigen, Dolmetscher, etc. im 

Zivilverfahren ausgeweitet werden. Zudem sind auch Verhandlungen, die nicht dringend geboten sind, wieder 

durchzuführen. Darüber hinaus sind eine Verlängerung des erleichterten Zugangs zum Unterhaltsvorschuss bis Ende 

Juni und Erleichterungen für große Vereine vorgesehen. Auch die Frist für den Nachweis für Weiterbildungsmaßnahmen 

von Zivilrechts-MediatorInnen wird verlängert. 

 

d) 9. COVID-19-Gesetz: Präzisierungen zur Dienstfreistellung besonders gefährdeter 

Beschäftigter  

Der Passus, wonach DienstnehmerInnen im Bereich der kritischen Infrastruktur von der Regelung ausgenommen sind, 

wurde gestrichen. Auch sie dürfen demnach künftig - bei voller Entgeltfortzahlung - nicht zur Arbeitsleistung 

herangezogen werden, wenn sie aufgrund bestimmter Vorerkrankungen zur COVID-19-Risikogruppe zählen und ihre 

Arbeit weder im Homeoffice verrichten können noch ihnen ein besonders geschützter Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 

Während der Freistellung erhalten betroffene ArbeitnehmerInnen ihr normales Gehalt, dem Arbeitgeber werden die 

vollen Kosten - inklusive Lohnnebenkosten - durch den zuständigen Krankenversicherungsträger ersetzt. Allerdings 

gibt es für den öffentlichen Dienst und für Parteien Ausnahmen, was die Kostenrückerstattung betrifft. 

Die Länder müssen für ihren Zuständigkeitsbereich eigene Regelungen treffen. Die Freistellung soll 

vorläufig bis maximal Ende Mai gelten, kann von Arbeitsministerin Christine Aschbacher im Einvernehmen mit 

Gesundheitsminister Rudolf Anschober aber - bis längstens Ende Dezember - verlängert werden, wenn die 

Krisensituation andauert. Eine Verpflichtung für ArbeitnehmerInnen, sich vom behandelnden Arzt ein COVID-19-

Risiko-Attest ausstellen zu lassen, gibt es nicht. Eine genaue Definition, wer zur Risikogruppe zählt, soll per 

Verordnung durch den Gesundheitsminister festgelegt werden. 

Weitere Punkte des 9. COVID-19-Gesetzes betreffen den vorübergehenden Weiterbezug einer befristeten 

Invaliditätspension bzw. von Kranken- und Rehabilitationsgeld für den Fall, dass erforderliche Begutachtungen wegen 

der Corona-Krise nicht rechtzeitig erfolgen können. Ebenso wird die Sechs-Wochen-Frist für den fortdauernden 

Anspruch auf ärztliche Leistungen nach Ende einer Pflichtversicherung temporär verlängert werden. Die dadurch 

entstehenden Mehraufwendungen der Krankenversicherungsträger werden vom Bund ersetzt. Schließlich wurde 
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festgelegt, dass pauschale Reiseaufwandsentschädigungen für SportlerInnen, TrainerInnen und SchiedsrichterInnen 

weiterhin - bis längstens 31. Dezember - beitragsfrei ausgezahlt werden können. 

 

Sozialministeriumservice soll Daten pflegebedürftiger Personen weitergeben dürfen  

Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen wurde ermächtigt, Daten von Personen, die das Modell der 24-

Stunden-Betreuung in Anspruch nehmen, an die jeweils zuständigen Ämter der Landesregierungen bzw. den Fonds 

Soziales Wien zu übermitteln. Dadurch soll eine Un- bzw. Unterversorgung der Betroffenen vermieden werden. Die 

Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie für diesen Zweck nicht mehr gebraucht werden, spätestens Ende 2020 hat 

das jedenfalls zu erfolgen. 

 

Zusätzliche Fördermittel für freiwilliges Engagement  

Der bestehende Anerkennungsfonds für Freiwilliges Engagement soll künftig auch Aktivitäten und Initiativen fördern 

können, die zur Bewältigung der Corona-Krise geleistet wurden. Dafür werden dem Fonds gemäß 10. COVID-19-Gesetz 

zusätzlich 600.000 € aus Mitteln des Krisenbewältigungsfonds zur Verfügung gestellt. 

 

e) 11. COVID-19-Gesetz: Hemmung von Fristen bei Wirtschaftstreuhändern, 

Bilanzbuchhaltern und Ziviltechnikern 

Darin geht es vor allem um die Hemmung von wichtigen Fristen im Zeitraum vom 16. März 2020 bis zumindest 31. Mai 

2020 für WirtschaftstreuhänderInnen, BilanzbuchhalterInnen und ZiviltechnikerInnen. Darunter fallen etwa die 

Ablegung von diversen Prüfungen, Bescheide für Ausbildungsinstitute im Bereich Bilanzbuchhaltung, die Neubestellung 

von GeschäftsführerInnen, die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit oder Anträge auf Verleihung der Befugnis. 

Vorgesehen ist zudem die Rückerstattung von Gebühren bei Absage von Prüfungsterminen oder die Reduktion der 

Fortbildungsverpflichtung um 50%. 

 

f) 12. COVID-19-Gesetz: Videoeinsatz bei Verwaltungsverfahren, Fristverlängerung für 

die Integrationsprüfung  

Ein verstärkter Einsatz von Videotechnologie bei Verwaltungsverfahren und Verwaltungsstrafverfahren sowie mehr Zeit 

für die von Drittstaatsangehörigen abzulegende Integrationsprüfung sind Eckpunkte des 12. COVID-19-Gesetzes, das 

dann zur Debatte steht. Zudem soll es auch AMA-Gremien ermöglicht werden, Beschlüsse im Umlaufweg bzw. per 

Videokonferenz zu fassen. 

Im Konkreten werden mit dem 12. COVID-19-Gesetz Änderungen im Integrationsgesetz, im Zustellungsgesetz und im 

AMA-Gesetz vorgenommen. Zudem wird das im März beschlossene Verwaltungsrechtliche COVID-19-Begleitgesetz 

adaptiert, insbesondere was Vorgaben für Behörden in Bezug auf die Durchführung von Verwaltungsverfahren und 

Verwaltungsstrafverfahren in der derzeitigen Ausnahmesituation betrifft. Unter anderem geht es dabei um 

Einschränkungen des mündlichen Verkehrs zwischen Behörde, Parteien und anderen Beteiligten, den forcierten 

Einsatz von Videotechnologie auch bei mündlichen Verhandlungen und Vernehmungen sowie um 

Verhaltensmaßregeln in jenen Fällen, wo die physische Anwesenheit von Personen erforderlich ist, etwa bei 

Lokalaugenscheinen. LeiterInnen einer Amtshandlung haben dafür zu sorgen haben, dass die anwesenden Personen 

einen Mindestabstand von einem Meter einhalten. Zudem sollen spezielle Bestimmungen gewährleisten, dass auch 

die Rechte von Personen, die über keine technischen Einrichtungen zur Teilnahme an audiovisuellen Verhandlungen 

verfügen, gewahrt bleiben. 

 

g) 13. COVID-19-Gesetz: Blutentnahme-Berechtigung für SanitäterInnen  

Blutabnahmen zur Bestimmung von SARS-CoV-2-Antikörpern sollen künftig auch von SanitäterInnen durchgeführt 

werden dürfen, dafür trägt das 13. COVID-19-Gesetz Sorge, das im Plenum mit den Stimmen von allen 

Parlamentsfraktionen rechnen kann. Um die medizinische Versorgung auch noch nach der Krise aufrechtzuerhalten, soll 

die Berechtigung bis 31. März 2021 bestehen bleiben. 
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h) 15. COVID-19-Gesetz: Selbstablesung bei Heizkostenverteilern  

Das von den Regierungsparteien vorgeschlagene 15. COVID-19-Gesetz hat eine Novellierung des 

Heizkostenabrechnungsgesetzes zum Gegenstand. Demnach kann die Ablesung von Heizkostenverteilern, sogenannten 

"Verdunstern", anstatt durch Ablesefirmen kurzfristig auch im Wege einer Selbstablesung durch den Wärmeabnehmer 

erfolgen. Sofern die Erfassung der Verbrauchsanteile nicht möglich ist, soll befristet auch ein höherer Anteil als 25% an 

der beheizbaren Nutzfläche hochgerechnet werden können. Die Regelung soll Ende des Jahres wieder außer Kraft treten. 

 

i) 16. COVID-19-Gesetz: Schaffung eines Screening-Registers zur COVID-19-

Datenverarbeitung  

Die Gesundheitsbehörden sollen gemäß dem 16. COVID-19-Gesetz bei der Abklärung von Ausbruchsclustern in 

personeller Hinsicht durch AGES-MitarbeiterInnen, als auch durch technische Instrumentarien - in Form von Screening-

Programmen - unterstützt werden. Deren Etablierung soll die für die laufende Überprüfung der Maßnahmen nötige 

Datenbasis liefern und sich auf bestimmte Einrichtungen, Berufsgruppen oder Regionen beziehen. Mittels 

einer Proben-ID bzw. eindeutiger Personenzuordnung sollen die Informationen in einem Screening-Register erfasst 

werden. Im Fall eines positiven Untersuchungsergebnisses könnte die Bezirksverwaltungsbehörde auf elektronischem 

Wege direkt darüber informiert werden. Der Gesundheit Österreich GmbH soll die Forschung mit anonymisierten Daten 

aus dem Register ermöglicht werden. 

Eine weitere gesetzliche Neuerung im 16. COVID-19-Gesetz betrifft die Abhaltung von Veranstaltungen. Anstelle 

eines Totalverbots des Zusammenströmens von größeren Menschenmengen während der Pandemie soll die Abhaltung 

an Bedingungen und Auflagen geknüpft oder das Zusammenkommen auf bestimmte Personengruppen eingeschränkt 

werden können. Klargestellt wird darin überdies, dass die Nutzung einer App nicht Voraussetzung für die Teilnahme an 

Veranstaltungen sein werde. 

 

j) 17. COVID-19-Gesetz: Zuschüsse aus dem Härtefallfonds auch für KünstlerInnen  

Durch ein 17. COVID-19-Gesetz soll der Berechtigtenkreis für Zuschüsse aus dem Härtefallfonds auf KünstlerInnen und 

Kulturschaffende erweitert werden. Diese Personen befinden sich oftmals in mehreren geringfügigen 

Beschäftigungsverhältnissen und werden weder durch das AMS noch durch andere COVID-19-Maßnahmen 

berücksichtigt. Eva Blimlinger wies auch darauf hin, dass in diese Gruppe beispielweise auch Haushaltshilfen und 

Studierende fallen, die oftmals mehrfach geringfügig beschäftigt sind. 

 

k) 18. COVID-19-Gesetz erlaubt Finanzminister Übernahmen von Garantien für EU-

Hilfsfonds  

Ein von ÖVP und den Grünen eingebrachtes Gesetzespaket (6. bzw. 18. COVID-19-Gesetz) enthält umfassende finanzielle 

Vorkehrungen für den EIB-Garantiefonds und Förderung von Kurzarbeit auf europäischer Ebene. Zur europaweiten 

Bekämpfung der Corona-Krise errichtet die europäische Investitionsbank (EIB) einen Garantiefonds in Höhe von 25 

Mrd. €. Der Fonds soll Garantien für die EIB und den Europäischen Investitionsfonds bereitstellen und damit bis zu 200 

Mrd. € an Finanzierungen mobilisieren. Hierfür sollen österreichische Beiträge bis zu einem Gesamtbetrag 

von 650 Mio. € vorgesehen werden. Der Finanzminister soll außerdem Bundeshaftungen in Form von Garantien 

bis zu einem Betrag von 720 Mio. € übernehmen, um das Förderinstrument für Kurzarbeit auf europäischer Ebene, das 

Programm Sure, zu unterstützen. Die Nummerierung im Titel des Gesetzes wurde im Budgetausschuss durch einen 

Abänderungsantrag der ÖVP geändert, nun wird es als 18. COVID-19-Gesetz gezählt. Mit einem Abänderungsantrag im 

Plenum wurde die vorgesehene Förderungsprüfung noch auf Garantieübernahmen des Staates ausgeweitet. 

Weitere Punkte des Gesetzespakets betreffen Erleichterungen bei Kostenrückerstattungen von stornierten 

Schulveranstaltungen, die ärztliche Tätigkeit sowie die Weitergewährung von Reiseaufwandsentschädigungen für Ärzte, 

Stundungen im Rahmen der Bundesabgabenordnung, Zessionsverbote im Zusammenhang mit der 

Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes und Ansprüche nach dem Epidemiegesetz.  
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Geregelt wird mit dem Gesetzespaket auch, dass keine Umsatzsteuer auf Schutzmasken anfällt. Zwischen 13. April 2020 

und 1. August 2020 sollen Lieferungen und innergemeinschaftliche Erwerbe von Schutzmasken steuerfrei gestellt 

werden. 

 

l) Sondergesetz für Veranstalter: Bei Absage Gutschein 

 

Die nach den Bestimmungen des Sondergesetzes ausgegebenen Gutscheine sind zu einem späteren Zeitpunkt – auch für 

andere Veranstaltungen des Veranstalters – einlösbar und können auch übertragen werden. Eine Rückerstattung im 

Falle der Nichteinlösung wird erst 2023 fällig. Die Regelung gilt allerdings nur für Tickets bis zu 70 €. Bei einem höheren 

Eintrittspreis haben die BesucherInnen zusätzlich zum Gutschein das Recht auf Barerstattung des Differenzbetrags, 

maximal jedoch 180 €. Nicht von der Sonderregelung erfasst sind Veranstaltungen und Einrichtungen der öffentlichen 

Hand, so etwa große Opern- und Theaterhäuser. Bekräftigt wurde der Beschluss überdies durch die Verabschiedung 

eines Entschließungsantrages der Regierungsparteien, in dem die Bundesregierung aufgefordert wird, weitere 

Maßnahmen für Veranstalter zur Abfederung der wirtschaftlichen Härtefälle als Folge gehäufter Rückzahlungspflichten 

nach Absage zu prüfen. 

 

3. Bundesregierung zu Homeoffice, Steuerreform und Grenzverkehr 

 

Die Bundes- und Landesbehörden werden ab Mitte Mai wieder Parteienverkehr anbieten, "weil das einfach notwendig 

ist", so Bundeskanzler Sebastian Kurz. In anderen Bereichen der Verwaltung funktioniere Homeoffice aber gut und auch 

Unternehmen sollten Teleworking beibehalten, wo es funktioniert. Das sei hilfreich, weil das Ansteckungsrisiko umso 

höher sei je mehr Menschen in einem Büro arbeiten. 

Bundeskanzler Kurz und Vizekanzler Werner Kogler stellten in der gemeinsamen Pressekonferenz die Schwerpunkte 

eines künftigen Programms zur Ankurbelung der Wirtschaft vor. Die drei von Kurz genannten Punkte sind 

"rasche" Steuerentlastungen für arbeitende Menschen, Steuerentlastungen für die Wirtschaft sowie 

Investitionen in den Klimaschutz, die Digitalisierung und die Regionalisierung. Details würden erst 

ausgearbeitet, ob "rasch" noch heuer bedeutet, ließ Kurz offen. Aber die Maßnahmen aus dem 

Regierungsprogramm sollen umgesetzt und soweit sie konjunkturbelebend sind eher vorgezogen 

werden, versicherte Kurz. 

Für Kogler ist die Regionalisierung "ein wirklich neuer gemeinsamer Schwerpunkt". Wenn in Europa einige 

Produktionen gehalten oder neu aufgebaut werden sollen, müsse Österreich vorne mit dabei sein. Österreich habe eine 

"im internationalen Vergleich hervorragend aufgestellte Landwirtschaft", man könne regionale Produkte begünstigen 

und andere entsprechend ihrem CO2-Ausstoß "benachteiligen im besten Sinne". "Die WTO und viele dieser 

Organisationen werden ihr Wirtschaftsverständnis überdenken (müssen)", so Kogler. 

 

Zur Aufhebung von Reisebeschränkungen - Deutschland hat die weltweite Reiswarnung bis Mitte Juni verlängert - 

meinte Kurz, "in Länder, die sicher sind" solle man frei reisen können. Ansteckungszahlen in Österreich seien inzwischen 

niedriger als in Teilen Deutschlands. Deshalb "sind wir zurecht in Gesprächen mit der deutschen Regierung, über die 

Frage, wann die Grenze aufgehen oder wann es Lockerungen geben kann". Dabei gehe es nicht nur um den Tourismus 

sondern auch um Verwandtenbesuche oder Dienstreisen. "Wenn die Ansteckungszahlen in Bayern, in Salzburg und in 

Tirol niedrig sind, macht es keinen Unterschied, ob man von Salzburg nach Tirol oder nach Bayern fährt oder 

umgekehrt". Einen genauen Termin für die Lockerung gebe es nicht, "aber wir gehen davon aus, dass es gelingen kann, 

dass in den nächsten Wochen entsprechende Schritte stattfinden". 
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4. Empfehlungen für Kindergärten 

 

Ergänzend zum Erlass betreffend die Verlängerung der Maßnahmen in Kindergärten, der gemeinsam mit dem 

Newsletter Nr. 24 am 27.04. ausgeschickt wurde, finden Sie diesmal die Empfehlungen des BMSGPK bei der  

Öffnung von Kindergärten in der Beilage1. Darin werden grundsätzliche Hygieneempfehlungen angeführt sowie 

Richtlinien für den Betrieb empfohlen.  

Siehe Beilage1 

 

5. Hygienehandbuch des Bundes – Kritik von DirektorInnen 

 

Das Bildungsministerium hat für die Schulöffnung ein "Hygienehandbuch" vorgelegt, in dem das Verhalten von 

SchülerInnen und LehrerInnen bis ins Detail geregelt ist. Das sei aber nicht  so einfach umsetzbar, kritisieren am Montag 

viele DirektorInnen. 

Mehr dazu unter: https://tvthek.orf.at/profile/ZIB-2/1211/ZIB-2/14049705/Schulen-ruesten-sich-fuer-Hygiene-Vorgaben/14687662  

 

6. Bundesheer verteilt Masken für das Bildungsministerium an Österreichs 

Schulen 

 

Um die Schulen gut auf die etappenweise Öffnung vorzubereiten und einen hohen Sicherheitsstandard sicherzustellen, 

stattet das Bildungsministerium die Bundeschulen mit ausreichend Masken und Desinfektionsmittel aus. Auch für 

Länder und Gemeinden stehen – falls benötigt - entsprechende Kontingente bereit. Heute, Dienstag, startet 

die Auslieferung der ersten Tranche, die vom Österreichischen Bundesheer übernommen wird. Insgesamt werden in 

weiterer Folge ca. 500 weitere Schulen durch Soldatinnen und Soldaten der Streitkräftebasis des Bundesheeres im 

gesamten Bundesgebiet beliefert.  

 

„Wichtig ist, dass die Wiederaufnahme des Unterrichts mit einer Verhinderung von Infektionen in Einklang gebracht 

wird. Darum statten wir unsere Schulen mit Mund-Nasen-Schutz-Masken sowie mit ausreichend Desinfektionsmittel für 

die Hände, aber auch für die Flächen aus. Ich freue mich, dass wir mit dem Österreichischen Bundesheer einen starken 

Partner gefunden haben, der uns bei der Auslieferung der Masken an die Schulen unterstützt“, so Bildungsminister 

Heinz Faßmann.  

 

Ca. 55 Paletten der 1.256.900 Mund-Nasen-Schutz (MNS)-Masken werden in den nächsten Tagen mit LKW des 

Bundesheeres von einem Lager in Wels an ca. 500 Schulen im gesamten Bundesgebiet verteilt.  

Mit der Streitkräftebasis verfügt das Bundesheer über eine zentrale Logistikdrehscheibe. Die Umsetzung der 

Logistikaufgaben (wie z.B. Transport, Instandsetzung, Modifikation und die Verteilung der verschiedenen 

Versorgungsgüter) erfolgt über die sechs Heereslogistikzentren, die Heeresbekleidungsanstalt und das 

Versorgungsregiment 1.  

 

7. Empfehlungen für Alten- und Pflegeheime des BMSGPK 

 

Die "Handlungsempfehlungen" wurden am Dienstag auf der Homepage des Sozialministeriums veröffentlicht (vgl. 

Beilage2). Sie dienen zum Schutz von älteren und kranken Personen und sollen - ebenso wie die Besuchsbeschränkungen 

selbst - das Risiko einer Übertragung des Coronavirus in Alters- und Pflegeheimen verhindern. Ab 4. Mai wird eine erste 

Phase eingeläutet, wann und wie es in eine zweite Phase geht, werde laufend evaluiert, wurde aus dem Ministerium 

betont. 

https://tvthek.orf.at/profile/ZIB-2/1211/ZIB-2/14049705/Schulen-ruesten-sich-fuer-Hygiene-Vorgaben/14687662
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Festgehalten wird in dem Dokument auch, dass die Einrichtungen selbst für die jeweils optimale Lösung 

verantwortlich sind, da es in Größe, Organisation und Infrastruktur erhebliche Unterschiede gibt. Vorausgesetzt wird 

für die Lockerung, dass sich weiterhin alle Beteiligten an die empfohlenen Schutz- und Hygienemaßnahmen halten. Hier 

ist der berühmte eine Meter Abstand ebenso gemeint wie das Waschen der Hände mit Seife, das Verwenden von 

Desinfektionsmittel und regelmäßiges Lüften. 

 

Damit Besuche in Alters- und Pflegeheimen künftig sicher ablaufen, empfiehlt das Gesundheits- und Sozialministerium 

eine Koordination durch die Einrichtung. Die Anzahl "heimfremder Personen" sollte je nach Platz festgelegt und über 

den Tag verteilt werden, heißt es. Weiters wird empfohlen, die Besuchszeiten zu begrenzen und eine 

Terminvereinbarung durchzuführen. Besucher sollen einen Mund-Nasen-Schutz verwenden. In 

Quarantänebereichen soll es den Vorgaben zufolge weiterhin keine Besuche geben. Weiters sollen die Besuche in den 

Einrichtungen nur einzeln stattfinden - das heißt ein Besucher pro Bewohner zu selben Zeit. Treffen sollte man sich 

vornehmlich in den Außenbereichen, außerdem wird eine zeitliche Beschränkung der Besuche empfohlen. Besuche von 

Kindern unter sechs Jahren sollte es nur in begründeten Ausnahmefällen geben, da diese von der Pflicht zum Tragen 

eines Mund-Nasen-Schutzes ausgenommen sind. 

Das Ministerium erachtet es laut dem Dokument als sinnvoll, Begegnungszonen einzurichten. So könnten Besuche 

entweder im Freien oder eben in einem Besucherzimmer stattfinden, auch dabei sei auf den Mindestabstand zu achten. 

In einer eigens eingerichteten Begegnungszone könnten Sitzmöglichkeiten mit ausreichendem Abstand geschaffen 

werden, zwischen den einzelnen Sitzmöglichkeiten könnten Plexiglaswände, Möbel oder Tische Schutz bieten. Zur 

"positiven Beeinflussung und Einhaltung der Abstandsregelungen" denkt das Ministerium an Bodenmarkierungen, nach 

jeden Besuch empfiehlt es eine Flächendesinfektion. 

Können BewohnerInnen ihr Zimmer nicht mehr verlassen, darf der Besuch in Ausnahmefällen - und unter Einhaltung 

weiterer Schutzmaßnahmen - auch dort empfangen werden. Das soll allerdings nur nach Absprache mit Heim- oder 

Pflegedienstleitung möglich sein, nur in Begleitung durch das Fachpersonal und mit zusätzlicher Schutzkleidung, etwa 

mit einem Schutzvisier. Die Einrichtungen sollten die Angehörigen darüber informieren, wie Besuche ablaufen können, 

wann sie Gelegenheit dazu haben und was sie dafür brauchen. Im Rahmen eines Gesundheitscheckpoints solle es dann 

Zutrittskontrollen geben, empfiehlt das Sozialministerium. Der Zutritt soll nur mit Mund-Nasen-Schutz erlaubt sein 

und nach namentlicher Registrierung inklusive Telefonnummer und E-Mail-Adresse. Niemand mit Symptomen dürfe die 

Einrichtung betreten, wünscht sich das Ministerium und empfiehlt neben der Händehygiene beim Betreten der 

Einrichtung auch eine Fiebermessung. 

Im Rahmen des Lockerungen erfolgt auch eine Erweiterung der Dienstleistungen für BewohnerInnen. Das betrifft zum 

Beispiel therapeutische Dienste, medizinische Fußpflege und Seelsorge. Auch für derlei Kontakt gelten hohe Schutz- und 

Hygienestandards, inklusive Zutrittskontrollen, Schutzausrüstung und regelmäßigen Fieberkontrollen. 

Der Restaurantbetrieb in Alters- und Pflegeheimen steht weiterhin nur den BewohnerInnen der Einrichtung und 

Angehörigen zur Verfügung. Heimfremde Personen sollen nicht bewirtet werden, empfiehlt das Ministerium. Für 

Ausflüge und Spaziergänge gelten für BewohnerInnen von Alters- und Pflegeheimen die allgemeingültigen Regelungen. 

 

Die Handlungsempfehlungen des BMSGPK finden Sie in Beilage2. 

 

8. 24h-BetreuerInnen soll Zugang zu Härtefallfonds ermöglicht werden 

 

24-Stunden-Betreuerinnen aus Osteuropa sollen nun doch Zugang zum Härtefallfonds bekommen. Diese sollen 

innerhalb von 48 Stunden eine Steuernummer unbürokratisch lösen können, hieß es am Mittwoch laut "profil" aus dem 

Büro von Vizekanzler Werner Kogler. Dies gelte auch dann, wenn das Einkommen unter der Steuergrenze von 11.000 

Euro pro Jahr liegt, was oftmals der Fall ist. 

Auch ein österreichisches Konto muss nicht auf den eigenen Namen lauten. Dies könne auch ein Bekannter einrichten. 

"Wir hätten uns eine noch einfachere Lösung gewünscht, aber damit ist der Zugang sichergestellt", hieß es vonseiten des 

Vizekanzlers. Zuvor hatte ein Bündnis aus Hilfsorganisationen und Interessensvertretern einen "gerechten Zugang" zu 

Mitteln aus dem Härtefallfonds für alle 24-Stunden-Betreuer im Pflegebereich gefordert. 
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9. Ökonom Christian Helmenstein über den Crash der Weltwirtschaft und wie 

Österreich damit fertig wird 

 

Der Ökonom Christian Helmenstein steht er vor der Herausforderung, die größte Wirtschaftskrise seit 1929 zu deuten. 

Vieles ist unklar und schwer zu prognostizieren. Trotzdem plädiert der Chefökonom der Industriellenvereinigung dafür, 

schon heute den Blick auf eine Zeit nach der Krise zu richten. 

Das Interview finden Sie unter folgendem Link: https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/international/2057757-Brauchen-danach-

keine-Sondersteuern.html  

 

10. Tropenmediziner Kollaritsch: Österreich vorm "Sprung ins kalte Wasser" 

 

Durch das vorläufige Wegfallen der sogenannten Ausgangsbeschränkungen rund um das Coronavirus entsteht eine neue 

Situation in Österreich: "Es ist ein Sprung ins kalte Wasser. Wir kennen aus den vergangenen 60 bis 70 Jahren nichts 

Vergleichbares", sagte der Wiener Reise- und Tropenmediziner Herwig Kollaritsch am Dienstag. 

"Wir gehen derzeit von einem sehr geringen Niveau bei der Zahl der Fälle aus. Ich glaube, dass wir mit dem Wegfallen 

der Ausgangsbeschränkungen am Beginn (bei den Zahlen der Infektionen bzw. der Covid-19-Erkrankungen; Anm.) gar 

nicht sehr viel sehen werden. Das wird eine Zeit lang, wahrscheinlich mindestens ein Monat dauern. Es ist auf jeden Fall 

zu erwarten, dass die Zahl der Fälle wieder ansteigen wird", sagte Kollaritsch. 

Mehr dazu unter: https://www.diepresse.com/5806458/experte-osterreich-vorm-sprung-ins-kalte-wasser  

 

11. Coronavirus - "Scheint sich in die Sommerpause zu verabschieden" 

 

Der Coronavirus scheint sich in die Sommerpause zu verabschieden." So interpretiert Public-Health-Experte Martin 

Sprenger die Entwicklung der positiv getesteten Corona-Fälle, die in der neuen "Corona-Ampel" des Complexity 

Science Hub Vienna visualisiert wird. Der Vergleich von Mitte April mit heute zeige, "dass die Anzahl der Bezirke ohne 

einen einzigen positiv getesteten Fall ständig zunimmt". 

So gibt es den Daten zufolge derzeit neun österreichische Bezirke bzw. Städte, wo es seit zwei Wochen keinen positiv 

getesteten Fall pro 10.000 EinwohnerInnen gegeben hat. Dabei handelt es sich um die Bezirke Scheibbs, Lilienfeld, 

Leoben, Murtal, Wolfsberg, Villach-Land, Hermagor und Tamsweg sowie die Stadt Rust. Mitte April gab es mit 

Feldkirchen einen einzigen Bezirk, wo es in den zwei Wochen davor keinen positiv getesteten Fall gegeben hat. 

Auch sonst sieht man auf der Karte deutlich die Rückgänge: Heute, Mittwoch, gibt es keinen einzigen Bezirk, wo es in 

den vergangenen zwei Wochen mehr als zehn positiv getestete Fälle pro 10.000 Einwohner gegeben hat, Mitte April war 

das noch bei sechs Bezirken der Fall. 

Zum Glück haben sich die Befürchtungen zu einem "massiven Infektionsgeschehen" nicht bewahrheitet. Sprenger betont 

aber, dass "Einrichtungen mit vielen hochbetagten, multimorbiden, oder immunschwachen Menschen", vor allem also 

Alters- und Pflegeheime, Klöster, oder Krankenhäuser weiterhin gefährdet bleiben - "das wissen wir aber schon seit 

Anfang des Jahres, haben es aber zu lange nicht ernst genug genommen". 

Ein weiteres Werkzeug des CSH hat nun internationale Anerkennung erhalten. Die Wissenschafter der 

Forschungseinrichtung haben Anfang April eine Datenbank mit staatlichen Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-

Epidemie erstellt, die sie seither ständig erweitert. Die "CSH Covid-19 Control Strategies List" (CCCSL) umfasst 

derzeit mehr als 170 Einzelmaßnahmen gegen die Verbreitung von COVID-19 in 52 Ländern. Die Datenbank soll nun in 

eine Plattform mit staatlichen Maßnahmen einfließen, die im Auftrag der Weltgesundheitsorganisation WHO derzeit 

gerade entsteht. 

"Corona-Ampel": https://csh.ac.at/covid19/corona-ampel/ 

"CSH Covid-19 Control Strategies List": http://covid19-interventions.com/ 

 

https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/international/2057757-Brauchen-danach-keine-Sondersteuern.html
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/international/2057757-Brauchen-danach-keine-Sondersteuern.html
https://www.diepresse.com/5806458/experte-osterreich-vorm-sprung-ins-kalte-wasser
https://csh.ac.at/covid19/corona-ampel/
http://covid19-interventions.com/
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12. ExpertInnen für "Augenmaß" bei Kinder-Großeltern-Kontakt 

 

Mit "Augenmaß" sollte nun die Wiederaufnahme des physischen Kontakts zwischen den Generationen erfolgen, sagte die 

Virologin Elisabeth Puchhammer-Stöckl zur APA. Kindern komme in der Corona-Pandemie wahrscheinlich "keine 

spezielle Rolle" als Virusverteiler zu. Aufpassen sollte man im Kontakt auf Risikogruppen und die regionale 

Fallzahlentwicklung, so der Public-Health-Experte Martin Sprenger. 

Die vor allem am Beginn der Pandemie vielfach geäußerte Vermutung, dass Kinder möglicherweise eine zentrale Rolle 

bei der Verbreitung spielen könnten, habe sich vor allem darauf gegründet, dass dies bei vielen anderen Erkrankungen 

der Atemwege oft so ist. So etwa bei der Influenza, wie Puchhammer-Stöckl erklärte. Ob die für die Wahrscheinlichkeit 

der Weitergabe entscheidende SARS-CoV-2-Viruslast bei Kindern im Schnitt höher ist, lasse sich noch nicht gesichert 

sagen. Es sei aber, auch im Hinblick auf die Schul- und Kindergartenöffnungen nicht davon auszugehen, "dass Kinder 

weit überproportional zur Verbreitung beitragen", so die Wissenschafterin. Um dies zu klären, brauche es noch weitere 

wissenschaftliche Studien. 

Die große Frage, wie in Zeiten der Rücknahme des Lockdowns vor allem Kontakte zwischen Kindern, Jugendlichen und 

der Großelterngeneration ablaufen sollte, lasse sich keinesfalls pauschal beantworten. Man sollte weiter darauf achten, 

vulnerable Gruppen, wie eben Ältere und Menschen mit Vorerkrankungen, durch Abstandhalten weiter bestmöglich zu 

schützen. De facto werde das Distanzhalten aber über längere Zeit hinweg schwierig. Kinder und Erwachsene mit 

Atemwegserkrankungssymptomen sollten sich ihren Großeltern bzw. Eltern weiter nicht nähern. Hier seien nun 

"Augenmaß und Eigenverantwortung" gefragt, betonte Puchhammer-Stöckl. Die Menschen hätten ja vielfach über die 

vergangenen Wochen gelernt, "wo die Risikofaktoren liegen". 

Angesichts der seit einiger Zeit deutlich sinkenden Fallzahlen insgesamt und der Beobachtung, dass Kinder unter den in 

Österreich positiv getesteten Fällen nur "ungefähr ein Prozent ausmachen", seien sie kaum einem erhöhten Covid-19-

Risiko ausgesetzt, sagte Sprenger im Gespräch mit der APA. Zwar werde diese Altersgruppe deutlich seltener tatsächlich 

getestet als andere Bevölkerungsgruppen, trotzdem handle es sich "nicht wirklich um die Gruppe, die man in punkto 

Gefährlichkeit am Schirm hat". Bei der Rolle von Kindern als Überträger gebe es aktuell zumindest eine Tendenz in 

Studien dahin gehend, dass diese Altersgruppe keine größere Rolle spiele, so der Leiter des Universitätslehrganges für 

öffentliche Gesundheit an der Medizin-Uni Graz. 

Wenn jetzt wieder vermehrt Kinder etwa mit ihren Großeltern in Kontakt kommen, könne man sich bei der 

Risikoeinschätzung auch daran orientieren, wie hoch die ungefähre Wahrscheinlichkeit ist, sich in einer Region 

momentan anzustecken. Zumindest in Gegenden mit seit zwei Wochen extrem wenigen oder gar keinen nachgewiesenen 

Neuinfektionen sei die Chance auf Ansteckung im Schnitt auch entsprechend gering, so Sprenger, der hier auf die von 

ihm mitentwickelte neue "Corona-Ampel" des Complexity Science Hub Vienna verweist (siehe vorhergehender Beitrag 11.). 

Bei der Entscheidung über generationsübergreifende Kontakte gehe es auch darum, den gesunden "Menschenverstand" 

zu konsultieren. Klar sei, dass die Gruppe der am meisten Gefährdeten vor allem Menschen bilden, die etwa in 

Pflegeheimen auf relativ engem Raum zusammenleben, in engem Körperkontakt gepflegt werden müssen und nicht nach 

draußen können. 

Sehr skeptisch zeigte sich Sprenger in der Frage des Einsatzes von Masken im Zuge der anstehenden Öffnung von 

pädagogischen Einrichtungen: Vor allem kleinere Kinder könnten damit kaum richtig umgehen. Wenn sich dann Kinder 

vermehrt im Gesicht berühren "konterkariert man den Sinn der Maske", sagte Sprenger. 

Der Direktor der Universitätsklinik für Pädiatrie I der Medizinischen Universität Innsbruck, Thomas Müller, rät 

angesichts der Rückkehr in die Kindergruppen und Klassenzimmer zum genauen Beobachten von etwaigen 

Krankheitssymptomen bei Kindern. Man sollte auf rinnende Nasen, Husten, Fieber, Verkühlungssymptome oder 

Abgeschlagenheit achten und die Kinder im Zweifelsfall zuhause lassen, so der Mediziner, der in einer Aussendung vom 

Mittwoch darauf verweist, dass nun die Covid-19-Hauptinfektionszeit vorbei sei. "Daher wäre es aus meiner Sicht 

angezeigt, im Falle von diesen Symptomen großzügig Abstrichtests auf SARS-CoV-2 vorzunehmen, sobald ein Kind nur 

die geringsten Anzeichen eines Infektes zeigt", heißt es. 
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13. GBV-Obmann Rießland zu Auswirkungen von Covid19 auf den 

Wohnungsmarkt  

 

Plötzlich dominiert die Sorge um unsere Gesundheit und um die wirtschaftlichen Folgen der erforderlichen hygienischen 

Maßnahmen unser Leben. Über 500.000 Arbeitslose und über 1,1 Millionen Beschäftigte, für die Kurzarbeit beantragt 

wurde, tragen in unglaublich viele Familien völlig überraschend psychologischen Druck und finanzielle Nöte hinein. 

Gerade in dieser Situation ist sicheres leistbares Wohnen von großer Bedeutung und es ist daher angezeigt sich die 

aktuelle Situation am Wohnungsmarkt genauer anzusehen. 

Mehr dazu unter: https://www.gbv-aktuell.at/news/630-kommentar-gbv-obmann-riessland-zu-auswirkungen-von-covid19-auf-den-wohnungsmarkt  

 

14. Integriertes Sicherheitsmanagement – Bachelorstudium an der FH-Campus 

Wien 

 

Naturkatastrophen, Technische Gefahren, Betriebsunfälle aber auch Sabotage und Terrorismus erfordern von 

Organisationen und insbesondere Unternehmen einen immer stärkeren Fokus auf das Thema Sicherheit. Das 

Sicherheitsmanagement umfasst zunehmend alle Unternehmensbereiche und setzt sich mit Risiken in den Bereichen 

Mensch - Infrastruktur - Organisation auseinander. Die FH-Campus Wien bietet nun ein berufsbegleitendes 

Bachelorstudium zu diesem Themenbereich an.  

Mehr dazu: https://www.fh-campuswien.ac.at/studium-weiterbildung/studien-und-lehrgangsangebot/detail/integriertes-

sicherheitsmanagement.html?gclid=EAIaIQobChMIqJj9hIX66AIVxYayCh1miARDEAAYASAAEgKXdfD_BwE  

 

15. Vorsichtige Lockerung der Corona-Beschränkungen in etlichen Staaten 

 

Italien hebt ab dem 4. Mai eine Reihe von Beschränkungen auf und erlaubt etwa wieder mehr Sport im Freien und mehr 

Bewegungsmöglichkeiten in der eigenen Region. Das kündigte Ministerpräsident Giuseppe Conte am Sonntagabend 

zusammen mit seinem Plan zur Öffnung des Landes an. Auch die Wirtschaft soll in mehreren Etappen starten. Italiens 

Schulen bleiben aber bis zu den Sommerferien geschlossen, sie öffnen erst im September wieder. 

In der Schweiz dürfen ab Montag Friseurgeschäfte, Kosmetik- oder Nagelstudios sowie Baumärkte und Gartencenter 

wieder öffnen. Ärzte und Physiotherapeuten können ihre Praxen wieder auch für nicht dringende Termine öffnen, 

Krankenhäuser dürfen wieder seit Beginn der Krise aufgeschobene Eingriffe vornehmen. Maskenpflicht besteht in der 

Schweiz nicht, aber die Geschäfte müssen verschärfte Hygieneauflagen einhalten und für Abstand zwischen den Kunden 

sorgen. Schulen und weitere Geschäfte sollen in zwei Wochen wieder öffnen. Wenn die Zahl der Infektionen nicht 

deutlich steigt, sollen ab 8. Juni auch Berufs- und Hochschulen sowie Museen, Bibliotheken und Zoos wieder öffnen. 

Nach einer viertägigen weitgehenden Ausgangssperre in der Millionenmetropole Istanbul und 30 weiteren Städten und 

Provinzen dürfen die Menschen in der Türkei ihre Häuser wieder verlassen. Das Ausgehverbot lief in der Nacht auf 

Montag ab. Die Maßnahme war seit Donnerstag, einem Feiertag in der Türkei, in Kraft. Während des muslimischen 

Fastenmonats Ramadan, der am Freitag begonnen hatte, ist in der Türkei das Fastenbrechen in Gruppen untersagt. Die 

Behörden erlassen seit drei Wochen in 31 Städten und Provinzen weitgehende Ausgangssperren übers Wochenende. 

Zudem gilt ein Ausgehverbot für Menschen ab 65 Jahren und - mit Ausnahmen - für unter 20-Jährige. Insgesamt hat die 

Türkei rund 110.000 Coronavirus-Fälle gemeldet, rund 2800 Menschen sind an der Krankheit gestorben. 

Die Regierung des frisch genesenen Premierministers Boris Johnson steht wegen der hohen Zahl an Todesfällen durch 

das Coronavirus unter Druck. Am Samstag überstieg die Gesamtzahl der im Vereinigten Königreich im Krankenhaus 

gestorbenen Infizierten die Marke von 20.000. Trotzdem werden die Rufe nach einer Lockerung der 

Kontaktbeschränkungen wegen der Schäden für die Wirtschaft immer lauter. 

https://www.gbv-aktuell.at/news/630-kommentar-gbv-obmann-riessland-zu-auswirkungen-von-covid19-auf-den-wohnungsmarkt
https://www.fh-campuswien.ac.at/studium-weiterbildung/studien-und-lehrgangsangebot/detail/integriertes-sicherheitsmanagement.html?gclid=EAIaIQobChMIqJj9hIX66AIVxYayCh1miARDEAAYASAAEgKXdfD_BwE
https://www.fh-campuswien.ac.at/studium-weiterbildung/studien-und-lehrgangsangebot/detail/integriertes-sicherheitsmanagement.html?gclid=EAIaIQobChMIqJj9hIX66AIVxYayCh1miARDEAAYASAAEgKXdfD_BwE
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Im vom Virus stark getroffenen Spanien war am Sonntag wieder Kinderlachen und fröhliches Gekreische auf den 

Straßen zu hören. Nach sechs Wochen kompletter Ausgangssperre durften Kinder bis 14 Jahre erstmals wieder das Haus 

verlassen - und das sind landesweit etwa 5,8 Millionen. Es gelten aber strenge Auflagen: Nur ein Elternteil darf maximal 

drei Kinder begleiten, zudem ist die Zeit der täglichen Ausflüge auf eine Stunde zwischen 9 und 21 Uhr in einem Radius 

von einem Kilometer begrenzt. 

In den USA ziehen nach ersten umstrittenen Lockerungen der Eindämmungsmaßnahmen im US-Bundesstaat Georgia 

diese Woche weitere Staaten nach. In Tennessee sollen am Montag Restaurants unter bestimmten Bedingungen für 

Gäste öffnen, am Mittwoch soll es Bewegung im Einzelhandel geben. Zudem soll am Donnerstag in Texas die Anordnung, 

dass Bürger weitgehend zu Hause bleiben müssen, auslaufen, wie US-Medien berichteten. Die Beraterin von US-

Präsident Donald Trump, die Ärztin Deborah Birx, machte allerdings deutlich, dass noch lange nicht an Normalität zu 

denken sei. Präsident Donald Trump verzichtete am Wochenende auf seine Corona-Pressekonferenzen. Vergangene 

Woche hatte er mit Äußerungen zu möglichen Desinfektionsmittel-Injektionen gegen das Virus für Irritationen und 

Kritik gesorgt. In einigen Teilen des besonders heftig von der Pandemie betroffenen US-Bundesstaates New York 

könnten erste Unternehmen ab Mitte Mai wieder öffnen, sagte Gouverneur Andrew Cuomo. Bis dahin müsse sich die 

Lage aber weiter bessern. Besonders schwierig wird die Öffnung in der dicht besiedelten Millionenmetropole New York 

City werden. Dort hatte sich das neuartige Coronavirus deutlich schneller als in anderen Städten der USA verbreitet. 

In Frankreich will dem Parlament am Dienstag einen Plan für die Lockerung der Ausgangsbeschränkungen vorlegen. 

Premierminister Édouard Philippe kündigte auf Twitter an, der Plan, den er vorlegen werde, beinhalte sechs Punkte: 

"Gesundheit (Masken, Tests, Isolation ...), Schule, Arbeit, Geschäfte, Transport und Versammlungen." Die Abgeordneten 

sollen anschließend beraten und abstimmen. Präsident Emmanuel Macron hatte bereits angekündigt, dass die seit dem 

17. März geltenden Beschränkungen vom 11. Mai an gelockert werden sollen. Bisher ist bekannt, dass Schulen und Kitas 

etappenweise öffnen, Restaurants bis Ende Mai geschlossen und größere Versammlungen mindestens bis Mitte Juli 

verboten bleiben sollen. 

In ganz Ungarn gelten seit einem Monat Ausgangsbeschränkungen. Die Bürger sollen ihre Wohnungen nur aus triftigen 

Gründen verlassen. Im öffentlichen Raum müssen sie einen Mindestabstand von eineinhalb Metern zueinander 

einhalten. Der rechts-konservative Ministerpräsident Viktor Orban hatte sich Ende des Vormonats vom Parlament 

umfassende und zeitlich unbefristete Vollmachten zur Bewältigung der Corona-Pandemie geben lassen. Die von einem 

Oppositionsbündnis geführte ungarische Hauptstadt Budapest verhängt ab diesem Montag eine Maskenpflicht in 

bestimmten öffentlich zugänglichen Bereichen. Bürger, die Geschäfte, Einkaufszentren oder Märkte aufsuchen oder 

öffentliche Verkehrsmittel oder Taxis benutzen, müssen Mund und Nase mit einer Maske oder einem Textilstück 

abdecken. 

Quelle: https://www.diepresse.com/5805810/vorsichtige-lockerung-der-corona-beschrankungen-in-etlichen-staaten  

 

16. Früherer Wifo-Chef Aiginger schlägt Europa Reformen vor 

 

Um die Coronakrise zu meistern, sollte Europa Bürokratien entrümplen, "sinnlose" Ausgaben wie die Förderung fossiler 

Brennstoffe kürzen und Staatshilfen an "Zukunftsinvestitionen" wie Bildung oder Klimaschutz koppeln. Das betonte der 

frühere Wifo-Chef Karl Aiginger in einem Gastbeitrag für die "Wiener Zeitung" (Dienstag). 

 

Entscheidend sei nun, ob die Ausgaben getätigt werden könnten, ohne nachher die Steuern massiv zu erhöhen. "Wäre 

das notwendig, würde eine zweite Welle kommen - nicht vom Virus, sondern von der Therapie." 

Um das zu verhindern schlägt Aiginger drei Teilstrategien vor: Aufgabenreform, Green Deal und sozialer 

Ausgleich. Zunächst müssten die staatliche Bürokratie entrümpelt werden, nicht nur in Griechenland und Italien, 

betonte Aiginger. Es müssten Ausgaben gekürzt werden, die als sinnlos empfunden werden wie "Subventionen für fossile 

Energie und düngemittelintensive Landwirtschaft, "Kosten des Kompetenzdschungels, Privilegien, die weder Gesundheit 

schützen oder Armut vermeiden, hohe Gehälter für Personen, die nicht wechseln wollen, obwohl sie es könnten." 

https://www.diepresse.com/5805810/vorsichtige-lockerung-der-corona-beschrankungen-in-etlichen-staaten
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Staatshilfen müssten laut Aiginger mit "Zukunftsinvestitionen" verbunden werden, "Firmenrettung mit Energiesparen, 

Kurzarbeit mit Weiterbildung, Arbeitslosengeld mit Mobilität. Klimainvestitionen müssen vorgezogen werden. 

Heizungssysteme mit erneuerbarer Energie und Infrastruktur für E-Mobilität haben doppelte Vorteile. Gütertransporte 

der Bahn dürfen nicht mehr an jeder Grenze stehen, weil Lenker und Technologie wechseln. Kurzstreckenflüge müssen 

teuer werden, Elektrobusse den Diesel ersetzen, regionales Einkaufen durch breitere Gewerberechte ermöglicht werden." 

Außerdem sollte die soziale Ungleichheit dauerhaft verringert werden. "Armut begünstigt Krankheiten und senkt die 

Lebenserwartung, Ausbildung steigert sie." 

"Nur Synergien ersparen massive Steuererhöhungen", betonte Aiginger: "Wenn die drei Teilstrategien - 

Aufgabenreform, Green Deal und sozialer Ausgleich - in der Krise zusammengedacht werden, dann sind sie finanzierbar 

und wohlfahrtssteigend. Dann und nur dann muss kein Megasparpaket kommen, das die Erholung erstickt." 

 

17. ÖGfE Policy Brief: Europa in und nach der Corona-Krise 

 

Die Europäische Union scheint aus dem Krisenmodus nicht mehr herauszukommen. Seit mehr als einem Jahrzehnt reiht 

sich eine unerwartete Herausforderung an die andere. In einer dauerhaften latenten Krise, die durch ungelöste Struktur- 

und Prozessfragen (etwa in der Asyl- und Migrationspolitik und als Folge der Euro-Krise etc.) gekennzeichnet ist, stellt 

die akute Krise rund um COVID-19 die Grundprinzipien der Union weiter in Frage. In den letzten Wochen zogen sich 

manche Mitgliedstaaten ohne Abstimmung auf ihre eigene Politik zurück, schlossen Grenzen und verhängten 

Ausfuhrverbote. Die EU wurde gleichzeitig immer wieder als untätig kritisiert. Doch dieser Vorwurf muss bei genauer 

Betrachtung stark relativiert werden. Denn auch wenn die Mitgliedstaaten mehr Spielraum für Notfallmaßnahmen 

haben, so hat die EU doch von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt maßgeblich zum Krisenmanagement 

beigetragen. Ihr Problem liegt weniger in der akuten Krisenreaktion als in Versäumnissen der Vergangenheit und darin, 

dass sie in der Propagandaschlacht verschiedener anti-europäischer Akteure nicht durchkommt und noch dazu von 

manchen Regierungen der Mitgliedstaaten öffentlich des Versagens beschuldigt wird. Darüber hinaus hat sie kaum 

Kompetenzen im Gesundheits- und Sozialbereich, hat wie in anderen Bereichen zu sehr auf ökonomische Effizienz 

gedrängt und bräuchte dringend eine transparente sowie breit geführte Reformdebatte. 

Der vollständige Artikel des Autoren Dr. Markus Pausch im aktuellen ÖGfE Policy Brief unter folgendem Link: 

https://oegfe.at/2020/04/europa-in-und-nach-corona-

krise/?utm_medium=email&utm_campaign=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-

Krise&utm_content=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-

Krise+CID_d385c539e1e791dbc44787599223b936&utm_source=&utm_term=Policy%20Brief  

  

 

  

https://oegfe.at/2020/04/europa-in-und-nach-corona-krise/?utm_medium=email&utm_campaign=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise&utm_content=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise+CID_d385c539e1e791dbc44787599223b936&utm_source=&utm_term=Policy%20Brief
https://oegfe.at/2020/04/europa-in-und-nach-corona-krise/?utm_medium=email&utm_campaign=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise&utm_content=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise+CID_d385c539e1e791dbc44787599223b936&utm_source=&utm_term=Policy%20Brief
https://oegfe.at/2020/04/europa-in-und-nach-corona-krise/?utm_medium=email&utm_campaign=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise&utm_content=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise+CID_d385c539e1e791dbc44787599223b936&utm_source=&utm_term=Policy%20Brief
https://oegfe.at/2020/04/europa-in-und-nach-corona-krise/?utm_medium=email&utm_campaign=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise&utm_content=GfE%20Policy%20Brief%20Europa%20in%20und%20nach%20der%20Corona-Krise+CID_d385c539e1e791dbc44787599223b936&utm_source=&utm_term=Policy%20Brief
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Aus den Bundesländern 
 

1. Vorarlberg: Rückkehr der Wochenmärkte 

 

Es ist ein weiterer Schritt zurück in die Normalität. Wenn auch in eine neue Normalität. Unter strengen Auflagen haben 

mittlerweile fast alle Wochenmärkte im Land den Betrieb wieder aufgenommen. Als größter in Vorarlberg wird heute 

auch der Dornbirner Wochenmarkt – immer mittwochs und samstags – die Pforten öffnen. Allerdings mit reduziertem 

Angebot. 

Mehr dazu unter: https://www.neue.at/vorarlberg/2020/04/28/rueckkehr-der-wochenmaerkte.neue  

 

2. 40.000 Mehrweg-Masken für Niederösterreichs Schulen 

 

Mit der teilweisen Öffnung der Geschäfte nimmt auch die Zahl der zu betreuenden Kinder in den Bildungseinrichtungen 

Niederösterreichs wieder zu. Rund 2.800 SchülerInnen werden aktuell an den NÖ Schulen betreut. Die 

Niederösterreichische Landesregierung hat in Zusammenarbeit mit den NÖ Gemeinden daher den Ankauf von 40.000 

Mehrwegmasken für die öffentlichen Pflichtschulen sowie die Sonderschulen und die Landesberufsschulen beschlossen. 

Von den vom Land Niederösterreich zur Verfügung gestellten 40.000 Schutzmasken sind 30.000 für die PädagogInnen 

vorgesehen, je zwei Masken pro Lehrkraft. 10.000 Masken dienen als Ersatz für SchülerInnen der öffentlichen 

Pflichtschulen, der Sonderschulen sowie der Landesberufsschulen. Zusätzlich werden Schutzhandschuhe für die 

Sonderschulen zur Verfügung gestellt. Für den aktuellen Zeitraum bis Schulende erhalten alle allgemeinen Pflichtschulen 

und die Landesschulen außerdem Desinfektionsmittel. 
 

3. Coronavirus - Besuche in Pflegeheimen in Tirol mit Fieberkontrolle 

 

In Tirol sind ab 4. Mai wieder die wegen des Coronavirus ausgesetzten Besuche in Wohn- und Pflegeheimen gestattet. 

Mit einher geht dabei eine ganze Palette an Vorschriften, die zu beachten ist. So müssen sich BesucherInnen etwa zuvor 

anmelden und an Ort und Stelle eine Temperaturkontrolle absolvieren, wie es in einer Aussendung des Landes am 

Mittwoch hieß. "Personen mit erhöhter Temperatur (als erhöht gilt eine Temperatur von zumindest 37,5 Grad Celsius) 

oder Fieber ist der Zutritt zum Heim nicht gestattet", lautete es zudem. Auch darf der Besuch nicht zeitlich unbegrenzt 

andauern: Die Besuchsdauer wurde mit maximal 30 Minuten pro Besuch festgelegt. Diese maximale Dauer könne in den 

Hausregeln unterschritten werden. 

Auch der Mund-Nasenschutz während des Besuches wurde vorgeschrieben. Genauso wenig unbegrenzt wie die Dauer 

des Besuches ist indes auch die Zahl der BesucherInnen. Jedes Heim habe die Zahl "für den einzelnen Bewohner und für 

das Heim als Gesamtes nach Maßgabe der konkreten Gegebenheiten festzulegen", erklärte das Land. Zu berücksichtigen 

sei dabei auch die Verfügbarkeit von Schutzausrüstung. (Vgl. diesbezügliche Empfehlungen des Bundes unter Punkt 10 auf S.7.) 

 

4. Auch Kärnten erlaubt ab 4. Mai Besuche in Pflegeheimen 

 

Auch in Kärnten werden Besuche in Alten- und Pflegeheimen ab 4. Mai wieder erlaubt. Das gab Gesundheitsreferentin 

Beate Prettner am Mittwoch bei einer Online-Pressekonferenz bekannt. Die Besuche werden mit bestimmten 

Einschränkungen genehmigt, so soll es Anmeldungen geben, um den Zustrom zu reglementieren. Die Besuche sollen 

nach Möglichkeiten nur von einer Person vorgenommen werden, auch sollten Kinder unter sechs Jahren nicht 

teilnehmen. In besonderen Situationen werde es aber Ausnahmen geben, sagte Prettner. Die jeweiligen Entscheidungen 

müssten von den Heimbetreibern getroffen werden. Ein weiterer Punkt sei, dass die Besuche möglichst im Freien 

stattfinden sollen. Einzelne Heime hätten hier bereits durchaus kreative Lösungen gefunden, so Prettner. 

https://www.neue.at/vorarlberg/2020/04/28/rueckkehr-der-wochenmaerkte.neue
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Maßnahmen und Problemlagen in den Städten und Gemeinden sowie Anfragen 
 

1. ANFRAGE: Ex-Post Erlassen von öffentlich-rechtlichen Marktstandsgebühren 

durch eine Stadt 

 

In diversen Mitgliedsstädten wurden Marktgebühren aufgrund der Pandemie ausgesetzt. Nunmehr stellt sich die Frage 

ob und vor allem unter welchen Voraussetzungen auch eine Gebührennachsicht möglich ist.  

 

Aus der Stadt Graz erhielten wir diesbezüglich folgende Antwort: 

Aus abgabenrechtlicher Sicht ist die Nachsicht gem § 236 BAO grundsätzlich ein in Frage kommendes Instrument. Zu 

beachten ist dabei aber folgendes: 

 

- Nachsichten sind antragsgebunden, können also nicht von Amts wegen erfolgen. 

- Nachsichten können nur für bereits fällige Abgaben bewilligt werden, nicht also „in Bausch und Bogen“ für 

einen bestimmten Zeitraum in der Zukunft. 

- Der Antragsteller hat nachzuweisen, dass die Einhebung der Abgabe persönlich unbillig ist. Die persönliche 

Unbilligkeit ergibt sich aus der wirtschaftlichen Situation des Antragstellers. Sie besteht bei einem wirtschaftlichen 

Missverhältnis zwischen der Einhebung der Abgabe und den im Bereich des Abgabepflichtigen entstehenden 

Nachteilen (bspw. VwGH 19.10.2006, 2003/14/0098). 

 

2. Innsbruck macht ab 1. Mai Spielplätze wieder auf 

 

Die Stadt Innsbruck öffnet ab 1. Mai wieder die wegen des Coronavirus geschlossenen Spielplätze. Zudem machen - 

nachdem der Bund bestimmte Sportarten ab diesem Zeitpunkt ja bereits wieder erlaubt hatte - auch die städtischen 

Sportplätze auf. Die Stadt mahnte indes weiter Vorsicht und Eigenverantwortung ein. 

Beide seien mehr gefragt denn je, so Bürgermeister Georg Willi. Der geltende Mindestabstand von einem Meter müsse 

nach wie vor und auch auf den Spiel- und Sportplätzen eingehalten werden. 

 

3. Steirische Gemeinderäte stehen unter Zeitdruck  

 

Sechs Stunden für die Leobner Geschichtsbücher: Kurz nach Ostern fand die erste Gemeinderatssitzung in Corona-Zeiten 

statt - unter vor Kurzem noch undenkbaren Umständen. Die MandatarInnen saßen in der neuen Sporthalle meterweit 

voneinander entfernt, jeder hatte einen eigenen Tisch mit Mikrofon. Beim Betreten der Halle wurde Mundschutz 

getragen, auch bei jedem Gang auf das WC. Die Beamten saßen auf der Galerie. „Es ist gut gelaufen“, resümiert 

Bürgermeister Kurt Wallner. „Bei den Debatten habe ich keine Einschränkungen erlebt.“ Auch eine weitere Sitzung vor 

dem Sommer wird in der Sporthalle stattfinden.  

Leoben war ein Vorreiter, in der ganzen Steiermark sind nun aber die Gemeinderäte gefordert. Grund: Bis Ende Mai 

muss der Rechnungsabschluss für 2019 beschlossen sein, auch viele weitere dringende Entscheidungen stehen an. Die im 

März abgesagten Sitzungen müssen nachgeholt werden. 

 

Köflach mit „schriftlicher Sitzung“ 

Die Landespolitik hat den Kommunen neue Hilfsmittel in die Hand gegeben: Beschlüsse können via Mail („Umlaufweg“) 

oder in Videokonferenzen, bei denen aber alle anwesend sein müssen, erfolgen. Köflach hat es bereits getan: Die 

Gemeinderäte erhielten die Tagesordnung zugeschickt und gaben schriftlich zu jedem Punkt ihre Annahme, Ablehnung 

oder Enthaltung bekannt. Eine Hürde: Gewisse Dateien waren aus Datenschutzgründen verschlüsselt, ein Passwort war 

notwendig. 



17 

 
 

Grafik: Stadt Wien 

 

62 Tagesordnungspunkte in Bruck an der Mur 

Die meisten Kommunen werden aber weiter auf körperliche Anwesenheit setzen und auf größere Räume ausweichen. Am 

Freitag ist etwa Bruck/Mur an der Reihe. Nicht weniger als 62 Tagesordnungspunkte müssen die GemeinderätInnen im 

Stadtsaal abarbeiten. Sie werden bei einem Pult sprechen, das ständig desinfiziert wird. 

 

In Leibnitz, wo am 15. 5. im Kulturzentrum getagt wird, ist sogar eine Plexiglasscheibe vor dem Pult geplant. Auf der 

Tribüne können ZuschauerInnen Platz nehmen. Mit einem großen Andrang wird aber nicht gerechnet. 

 

Quelle: krone.at  
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Bericht aus dem Büro des Österreichischen Städtebundes in Brüssel  
 

1. EU-Tourismusminister (am 27 Apr per Video) 

 

Die MinisterInnen verlangten, dass auf europäischer Ebene spezielle Maßnahmen für den stark betroffenen 

Tourismussektor aktiviert werden. Angedacht sind u.a. ein Aktionsplan sowie ein Tourismusbranche-Gipfeltreffen im 

Herbst. Erste Unterstützungsmaßnahmen wurden bei der Videokonferenz erörtert. Die MinisterInnen und die EU-

Kommission wollen in den kommenden Wochen Lösungen (zB allgemeine Leitlinien, cov19-Gesundsheitsprotokoll etc) 

erarbeiten. Schwerpunkt bei der wöchentlichen Sitzung der Kommission am Mittwoch soll ebenso die Unterstützung des 

Tourismus sein. 

Der Tourismus ist eine der wichtigsten Säulen der europäischen Wirtschaft, zwölf Prozent aller Jobs hängen davon ab. 

Tourismus werde eine zentrale Rolle im European Recovery Plan (siehe ÖStB cov19newsletter#23) zukommen unter 

gleichzeitiger Beachtung der wichtigen Themen Green Deal und Digitalisierung. Zentral ist Solidarität und Kooperation 

unter den Mitgliedstaaten. Die bereits verabschiedete gemeinsame europäische roadmap (siehe ÖStB 

cov19newsletter#19) für die Aufhebung der Maßnahmen zur Eindämmung von cov19 gebe die grundlegenden 

Voraussetzungen für die schrittweise Grenzöffnung vor. Ebenso die umfassenden Maßnahmenpakete auf nationaler 

Ebene zur Unterstützung des Tourismussektors. Zunächst wird man sich auf den Inlandstourismus konzentrieren. Für 

die Wiederaufnahme der grenzüberschreitenden Reisetätigkeit müssen auf EU-Ebene gemeinsame Abläufe mit gewissen 

Mindeststandards und die Wiederinstandsetzung der Transportsysteme (z.B. Zug-, Bus-, Flugverkehr) vereinbart 

werden. Der Schlüssel zu allen Maßnahmen bleibt jedoch die Rückerlangung des Vertrauens bei den Gästen.  

https://eu2020.hr/Home/OneNews?id=259 

https://www.consilium.europa.eu/media/43541/vtc-list-of-ministers-list-of-speakers-in-the-speaking-order_-version-4.pdf 

 

2. Jacques-Delors-Institut: Schutz der strategischen Vermögenswerte der 

Mitgliedstaaten- Forderung nach strengen Kontrollen bei ausländischen 

Investitionen  

 

Angesichts einer beispiellosen Wirtschaftskrise besteht ein entscheidender Schritt zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit 

der Mitgliedstaaten und zur Erhöhung der strategischen Autonomie des Binnenmarktes darin, eine rasche Konvergenz 

der nationalen Screening-Mechanismen für ausländische Direktinvestitionen zu gewährleisten. Die Schwächung der 

europäischen Unternehmen wird vielfältige Möglichkeiten für kostengünstige Übernahmen schaffen. Die Krise von 2008 

hat gezeigt, dass die strategischen Vermögenswerte eines Mitgliedstaates (zB auch Krankenhäuser, ÖPNV-Systeme, 

Universitäten, Energieversorger etc) und des Binnenmarktes geschützt werden müssen. Die Europäer können nicht bis 

zum Oktober 2020 warten, um den Screening-Mechanismus der EU für ausländische Direktinvestitionen (FDI) 

einzuführen.  

https://institutdelors.eu/wp-content/uploads/2020/04/PP253_FDIscreening_Fabry_200427_FR.pdf 

 

3. Rat der EU  

 

Informelle MinisterInnentreffen per Video: 

5 Mai: SozialMin; TelekommunikationsMin, EnergieMin; 6 Mai: EU-Militärausschuss; 7 Mai: Eurogruppe; 

8 Mai: AG Finanzielle Diensleistungen (evtl); Ebenso finden 31 Ratsarbeitsgruppen nächste Woche per Video statt; 

COREPER 1 & 2 jeweils in persona; 

 

https://eu2020.hr/Home/OneNews?id=259
https://www.consilium.europa.eu/media/43541/vtc-list-of-ministers-list-of-speakers-in-the-speaking-order_-version-4.pdf
https://institutdelors.eu/wp-content/uploads/2020/04/PP253_FDIscreening_Fabry_200427_FR.pdf

